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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

Vk - Fz

zu Punkt … der 937. Sitzung des Bundesrates am 16. Oktober 2015

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Verkehrsinfra-
strukturfinanzierungsgesellschaftsgesetzes

A

Der federführende Verkehrsausschuss

empfiehlt dem Bundesrat,

zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt

Stellung zu nehmen:

1. a) Der Bundesrat erkennt das Bemühen des Bundes um ein einheitliches

Buchungssystem für die Ausgaben zur Finanzierung der Bundesfernstraßen

an.

b) Der Bundesrat begrüßt die frühe Einbindung der Länder in diesen Prozess.

2. c) Der Bundesrat stellt fest, dass es entgegen der Aussage unter I - Allge-

meiner Teil - Nummer 3 der amtlichen Begründung zum Gesetzentwurf mit

dem neuen Buchungsverfahren zu personellen Mehraufwendungen bei den

Straßenbauverwaltungen der Länder kommen wird.

d) Der Bundesrat stellt darüber hinaus auch fest, dass mit dieser Verfahrens-

änderung der Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft weitere Auf-

gaben und Zuständigkeiten übertragen werden. Der Bundesrat befürchtet,
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dass damit ein erster Schritt zur Gründung einer Bundesfernstraßen-

gesellschaft und damit einhergehend die Abschaffung der Auftragsver-

waltung durch die Länder für die Bundesfernstraßen vollzogen werden

könnte.

e) Die Länder sehen angesichts der Einsetzung der Kommission "Bau und

Unterhaltung des Verkehrsnetzes" am 13. Juli 2015, die sich unter anderem

mit dem Verhältnis von Bund und Ländern bei Planung, Bau und Unter-

haltung von Fernstraßen beschäftigt und deren Arbeit noch nicht abge-

schlossen ist, keine Notwendigkeit, bereits jetzt wegweisende Entschei-

dungen zu treffen.

f) Die mangelnde Synchronisierung zwischen den Aktivitäten des Bundes und

dem Bemühen der Länder um die Erarbeitung von Vorschlägen zur Opti-

mierung der Bundesfernstraßenverwaltung beurteilt der Bundesrat daher

äußerst kritisch.

g) Der Bundesrat lehnt deshalb strukturelle Veränderungen ab, welche gezielt

die Gründung einer Bundesfernstraßengesellschaft und die Abschaffung der

Länderauftragsverwaltung vorbereiten.

B

Der Finanzausschuss

empfiehlt dem Bundesrat,

gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine

Einwendungen zu erheben.


